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Die Thronrede. 


Mit Spannung hatte Jedermann im Lande dem 
Tage entgegen geſehen, an welchem die Volksvertretung 
zuſammentreten ſollte, um ihre Aufgabe, theilzunehmen 
an der Geſetzgebung, zu erfüllen. Eineötheild 15 
man fo manche Hoffnung an den Zuſammentritt der 
Männer geknüpft, welche, berufen durch das Vertrauen 
im Lande, mit ernſtem Willen an den Verſuch gehen, 
den ſchweren Konflikt, unter welchem unſer Vaterland 
leidet, zu beſeitigen, andererſeits hat man mit geſpannter 
Erwartung den Worten entgegengelauſcht, mit denen der 
König die Vertreter des Volkes begrüßen würde, um 
in ihnen einen Beweis dafür zu I daß bie Re⸗ 
ierung eingehen wolle auf die Forderungen, die zu 
Helen die Vertreter des Volkes berechtigt find. Der 
Landtag iſt eröffnet, die königliche Rede iſt 150 wo 
wir vor unſere Leſer treten, Jedermann im Volke be⸗ 
kannt, und noch heut ſtehen wir vor einem ſorgfältig 
bewahrten Geheimniß, wenn man an uns die Frage 
richtet: Welchen Weg zeigt fie und an, um zur 
Löſung unſeres Verfaſſungskonfliktes zu ge⸗ 
langen? läßt ia, ihren Wes 0 fg 

te Thronrede läßt ſich ihrem Weſen nach fügli 
in drei Theile zerlegen. Erſtens beſchäftigt ſie ſic mit 
den Ereigniſſen des vergangenen Jahres. Zu dieſen 
dürfen wir wohl auch den Polenprozeß rechnen, ob⸗ 
gleich derfelbe ſeinen ee een noch nicht 
erreicht 10 aber wir übergehen den betreffenden Satz 
mit Stillſch weigen, weil wir im Intereſſe unſeres Vater⸗ 
landes aufrichlg wünſchen, daß jenes Ereigniß recht 
bald aus dem Gedächtniz der Menſchen entſchwinde. Das 
Streben einer weiſen Regierung, in Bezug auf die in 
Preußen wohnenden Bürger polniſchen Stammes, muß 
dahin gerichtet ſein, daß ſie ihr jetziges Vaterland wegen 
ſeiner gerechten Einrichtungen achten und wegen ſeiner 
milden Regierungsform lieben lernen. Die Rede ver⸗ 
kündet die ruhmreichen Erfolge unſerer Waffen 
an der Nordgrenze unſeres großen Vaterlandes 
und f verkündet die erfreuliche Erneuerung des 
wirthſchaftlichen Bandes, welches faſt ganz 


Deutſchland ſeit einem Menſchenalter um⸗ 
Heut, auf den richtigen Grundſätzen, welche der unter 
em liberalen Miniſterium abgeſchloſſene Handelsvertrag 
mit Frankreich vorſchreibt. Von dieſen Ereigniſſen des vori⸗ 
gen Jahres führt eine einfache Betrachtung zu dem zwei⸗ 
ten Theile der Rede, zu den Vorlagen, welche der Volks⸗ 
vertretung von Seiten der Regierung zugehen werden. Es 
m dies vor allem ein Geſetz über die Penſionirung 
er im Schleswig⸗Holſtein'ſchen Kriege invalide 
gewordenen Soldaten, und die Vorlage der ver⸗ 
ſchiedenen Handels⸗ und Zollverträge. Zu dieſen Vor⸗ 
lagen kommen noch andere, welche Gegenſtände berühren, 
deren geſetzliche Regelung ſich als dringend herausgeſtellt 
ba doch vermiſſen wir unter der angekündigten Vor⸗ 
age ſo manches Geſetz, deſſen Erlaß für den Ausbau 
unſerer Verfaſſung höchſt wichtig erſcheinen muß. So 
hätten wir gewünſcht, die Regierung ſelbſt hätte die 
Nothwendigkeit eines Miniſterverantwortlichkeits⸗ 
geſetzes anerkannt, und der Volksvertretung die Vorlage 
eines ſolchen, ſo wie eines Geſetzes über die Ober⸗ 
rechenkammer angekündigt. Zu den zuerſt erwähnten 
Vorlagen treten nun aber noch die Vorlagen finanzieller 
Natur: die 1 über den Staatshaushalt früherer 
Jahre, die Vorlage des Staatshaushaltsgeſetzes für 1865, 
die Vorlage des Rechnungen über die Kriegskoſten, die 
Vorlage wegen Erweiterung der Marine und die Vor⸗ 
lage wegen der Anlage eines Kanals zwiſchen Nord⸗ 
und Oſtſee. Mit ihrer Erwähnung gelangen wir zu 
dem dritten Theile der Thronrede, zu der Behandlung 
der brennenden Fragen, welche feit drei Jahren 12 85 
aa reifen Mann im Volke bewegen und deren 
aldige Löſung wir zum Heil des Vaterlandes erwarten. 
Drei Fragen ſind es, und doch nur Eine, 
welche das preußiſche Volk bewegen. 

Welches wird das Reſultat des 1 
beendigten Kriegs in Bezug auf die Stel⸗ 
lung der Elbherzogthümer fein? 

Wann wird die Militärfrage im Sinne⸗ 
der Wiederherſtellung der Landwehr ihre 
Löſung finden? 


Wann wird das volle Budgetrecht der 
Volksvertretung ſeine Anerkennungfinden? 
Dieſe drei Fragen gipfeln in der einen: Wann 
wird der Verfaſſungskonflikt, welcher ſo ſchwer 
auf der Entwickelung unſeres Vaterlandes laſtet, 
ein Ende finden? 

Es werden die Rechnungen über die Kriegskoſten 
und der Vorſchlag einer Betheiligung des Staates an 
dem Nord⸗Ouſee⸗Kanal vorgelegt werden. Wie ſollen 
die mit Schulden überbürdeten Herzogthümer nun die 
Koſten erſtatten, und wie kommt Preußen als Staat 
dazu, ſich an einem Kanal in fremdem Lande zu bethei⸗ 
ligen? Wir wiſſen wohl, daß ſo mancher Kopf voll iſt 
von Annektionsideen, aber die Thronrede erwähnt ihrer 
nicht, ſie ſpricht nur davon, die Rechte des Landes mit 
den er der verſchiedenen Fürſten, welche Anfprüche 
auf Schleswig⸗Holſtein erheben, in Einklang zu bringen. 
Dürften wir darin das Verſprechen erblicken, daß 
die Stimme des ſchleswig⸗holſtein ſchen Volkes end⸗ 
gültig in dieſer Sache entſcheiden ſollte, ſo würden wir 

aſſelbe als ein Zeichen allſeitig befriedigender Löſung 
begrüßen. Dann würden wir auch bei einer Löſung 
unſeres inneren Konfliktes keinen Augenblick bezweifeln, 
daß die Stimme des ſchleswig⸗holſtein ſchen Volkes den 
neuen Herrſcher zwingen würde, mit ſeinem Staate in 
ein ſolches Verhältniß zu Preußen zu treten, wie es 


licher Prüfung und beſter Ueberzeugung es nicht für 
gerechtfertigt erachtet, ſolche Erhöhung der eastern Een 
Lande zuzumuthen, 0 lange wird weder ein Staatshaus⸗ 
haltszeſetz zwiſchen beiden vereinbart werden, noch wird 
die Volksvertretung ſich für befugt halten, dem Miniſte⸗ 
rium außerordentliche Geldmittel zur Verfügung zu ftellen. 
Was nun die einzelnen finanziellen Vorlagen betrifft, 
welche angekündigt ſind, ſo uk es beſonders auffallend 
erſcheinen, daß die Vorlage der Rechnungen für 1862 
ebenſo angekündigt wird, wie die der Rechnungen für 
1859—61, obgleich zwiſchen beiden der große Unter⸗ 
ſchied beſteht, daß die letzteren ſich auf Jahre beziehen, 
in welchen der Staatshaushalt auf Grund eines ver⸗ 
faſſungsmäßig zu Stande gekommenen Budgetgeſetzes 
5191 worden tft, während bei der Rechnung für 1862 
ieſe nothwendige Grundlage zur Prüfung mangelt. 
Was die Vorlage in Betreff der Kriegskoſten anbelangt, 
ſo finden wir es erklärlich, daß der Krieg nicht allein 
aus den Ueberſchüſſen der vergangenen Jahre hat be⸗ 
ſtritten werden können. Wir haben immer dieſe An⸗ 
ſicht, trotz; der entgegenſtehenden Behauptungen der 
feudalen Blätter feſtgehalten. Unſer Volk hat aber 
gerechte Urſache, darauf ſtolz zu ſein, daß es 
im Stande war, fo ungeheure Mittel ohne An- 
leihe aufzubringen. Vergeſſen wir nun aber bei fo 
günftigen Finanzlagen nicht, daß es die ernfte Pflicht der 


das deutſche Volk ſchon längſt als nothwendig zum 
Schutze Deutſchlands für alle deutſchen Staaten her⸗ 
geſtellt ſehen möchte. a 1 ; 

Was die Militärfrage anbetrifft, fo verkündigt die 
Thronrede, und das iſt ihre bedeutſamſte Stelle, von 
neuem den feſten Entſchluß der Regierung, feſtzuhalten 
an dem Reorganiſationsplan, dem man ja theilweiſe die 
glücklichen Erfolge des Krieges zu verdanken glaubt. 
Wir wollen hier, wo wir nun mit kurzen Worten die 
Thronrede unſeren Leſern ihrem Weſen nach vorführen 
wollen, nicht eingehen auf die verſchiedenartigen An⸗ 
ſchauungen, welche über dieſen Gegenſtand geltend ge⸗ 
macht werden können, wir find überzeugt, daß jede Partei 
auf ihre Weiſe den Schutz und die Wohlfahrt des Vater⸗ 
landes erſtrebt. Wenn auf der einen Seite die neue 
Reorganiſation der Armee für unumgänglich nothwendig 
zum Schuß des Vaterlands gehalten wird, ſo iſt andrer⸗ 
ſeits die Mehrheit des Volkes ebenſo feſt überzeugt, daß 
das Geſetz vom Jahre 1814, welches fünfzig Jahre lang 
Preußen wehrfähig gemacht hat, auch heut noch ge⸗ 
nügend iſt. Wo aber, und das ift vor allem das, was 
uns der betreffende Paſſus der Thronrede mit vollem 
Ernſt vor die Seele führt, wo ſoll ſich der Weg zur 
Löſung des Konfliktes finden, wenn die Regierung immer 
wieder und wieder erklärt: Wir haben das für gut 
befunden, alſo müßt ihr als Volksvertreter es 
3205 gem ſonſt läßt ſich kein Einverſtändniß zwiſchen uns 

erſtellen. 

Ohne Löſung der Militärfrage ſcheint uns auch eine 
Löſung der dritten Frage nicht möglich. So lange die 
Regierung viele Millionen mehr als früher für die 
Armee fordert, und ſo lange die Kammer nach gründ⸗ 


„Ruegrerung Ya Wel“ gvtreterrreclig- nu Veckevertequn 
zu nehmen, ob es nicht an der Zeit iſt, eine Abgaben 
verminderung eintreten zu laſſen. An drückenden Steuerr 
welche den gewerblichen Fortſchritt des Volkes hemmen 
fehlt es wahrlich nicht. Das Salzmonopol ift an 
Baume unſerer Steuergeſezgebung ſchon lange eine über 
reife Frucht, die abgeſchüttelt werden muß. Die Lotteri 
wird gewiß von Niemandem vertheidigt werden können, de 
den Zweck des Staates in der Förderung des Wohl 
ſtandes und der Sittlichkeit ſeiner Bewohner ſucht. Mi 
dieſem Ziele ſtimmt aber die Anreizung zum Spie 
durch den Staat in keiner Weiſe überein. Wer es weiß 
wie die Spielwuth durch die Lotterie verbreitet wird, de 
kaun über die ſchädlichen Folgen dieſer Einrichtung nich 
in Zweifel ſein. Das Spiel trocknet das Herz aus un 
macht allmählig unfähig zu redlicher und fleißiger Arbeit 
Möge man in maßgebenden Kreiſen auch den imme 
lauter werdenden Klagen über die Handhabung der Klaſſen 
ſteuer geneigtes Ohr ſchenken, und denen, welche die 
ſelbe zahlen, endlich die Selbſteinſchätzung gewähren 
welche ihre reicheren, der Einkommenſteuer unterworfenen 
Mitbürger in gewiſſer Beziehung le 

Mit dieſen kurzen Andeutungen über die fo wünſchens 
werthen Steuerreformen, von denen wir hoffen, daß fi 
bei einer Löſung des Konfliktes welche zur verfaſſungs 
mäßigen en z des Staatshaushalts führt, einig 
Berückſichtigung finden werden, ſchließen wir unſere kurz 
Betrachtung der Thronrede. 


Politiſche Wochenfchan. 
Preußen. Es iſt natürlich, daß die Berathungen de 
Volksvertretung vor allem das Intereſſe des Volkes in An 
ſpruch nehmen. Nachdem die Kammern am 14. d. M. durd 


die öni eren Inhalt wir als ſchon allgemein 
en le 1155 worden ſind, konſtituirte ſich die 
. Kammer am 16. d. M. durch die Wahl ihres Präſidiums. 
Es wurden bei der Wahl des Präſidenten 256 Stimmen 
abgegeben, von denen der Abgeordnete Grabow 222, Freiherr 
von der Heydt 32, von Unruh 2 und Löwe 1 Stimme er⸗ 
halten hat. Der Abgeordnete Grabow iſt hiermit zum 
erſten Präſidenten gewählt, er nimmt ſeinen Platz mit 


einer Anſprache ein, in welcher er, nachdem er für das 
ihm durch die Wahl gezeigte Vertrauen gedankt und um 


Nachſicht und Unterſtützung bei Ausübung ſeines Amtes 
gebeten hat, ſagt: 

Meine Herren! Bei unſerer letzten Entlaſſung ward 
„einftweilen" auf die Hoffnung einer Verſtändigung mit dem 

aufe verzichtet. Seitdem find Verfolgungen der liberalen 
reſſe, Disziplinirungen der liberalen Beamten, Nichtbeſtäti⸗ 
ungen der liberalen Kommunalwahlen, Verunglimpfungen, 
Berdächtigungen und Verläumdungen der liberalen Staats⸗ 
bürger in noch ſtärkerem Maße als in den früheren Jahren 
hervorgerufen. (Beifall links, vereinzeltes Ziſchen rechts.) 

Die liberale Geſinnung iſt in den Bann e (ſehr 
wahr!), die Ueberzeugungstreue, der ſchönſte Schmuck des 
altpreußiſchen Beamten, iſt in die neupreußiſche Acht erklärt 
Beifall links), die Axt wird an den ſeit 1808 die ſchönſten 

üchte, „Gemeinſinn und Gemeinwohl!“ tragenden Baum 
der Selbſtverwaltung der Städte und Gemeinden f t, 
um die dreimal erprobte öffentliche Meinung, die ftärkſte 
Macht im Staate, zur Umkehr zu ſtimmen. 
och das Gewiſſen des preußiſchen Volkes und ſeiner 
erwählten Vertreter, welche vor Gott und der Krone ge⸗ 
ſchworen haben, „die Verfaſſung gewiſſenhaft zu beachten“, 
läßt ſich durch keine Macht der Erde in Heilighaltung der 
verfaſſungsmäßigen Rechte der Krone und des Volkes beugen. 

Den königlichen er ehr auf „Nur wer ſich auf den Fels 
des Rechtes ſtellt, der ſteht auf dem Fels der Ehre und des 
Sieges“, haben auch wir 15 dem unfrigen erkoren. 

Unter diefem Banner können wir die ſchon ſeit Jahren 
ergehen Neiwutichre, uber“ Slayer verchedtl er 
ſtrebte Verſtändigung nur auf einem Wege finden, der es 
uns möglich macht, die en und unſerer gewiſſen⸗ 
haften Treue anvertrauten Rechte des Volkes nicht Preis zu 
57 Möge die königliche Regierung mit uns einen ſolchen 

eg betreten zum Heil und Frommen unſeres Vaterlandes, 
deſſen Wohlfahrt und Ehre wir zu allen Zeiten in unſerem 
treuen Preußenherzen hoch und heilig halten. (Lauter Beifall.) 

Zum erſten Vizepräſidenten wird Abgeordneter von 
Unruh mit 180 von 243 Stimmen gewählt. — Ab⸗ 
geordneter von Unruh (vom Platze ſprechend)⸗ Ich freue 
mich ſo ſehr, unſern Herrn Präſidenten an dieſer Stelle 
(nach der Tribüne Beinen) zu ſehen, daß ich ſehr gern be⸗ 
reit bin, ihn zu unterſtützen, ſo weit meine Kräfte reichen. 
Daß Sie mir hierzu Gelegenheit geben, dafür danke ich Ihnen 
von Herzen. 

Jum zweiten Vizepräſidenten wird der Abgeordnete von 
Bockum⸗Dolffs mit 180 Stimmen von 230 gewählt. 
Er nimmt die 10 dankend an. — Zu QOuäſtoren 
werden ernannt die bgeordneten Parriſius Se 
und Riebold. — Es findet darauf die Wahl der acht Schrift⸗ 
führer ſtatt, deren Reſultat, welches in der folgenden Sitzung 
verkündigt wurde, ift, daß die Herren Schmidt (Paderborn), 
Seubert, Schröder, Ba ſenge, Lent, Dr. Ziegert 
und Pariſius (Gardelegen) zu dd een gewählt wurden. 

„In der Sitzung am 17. d. Mis. wurde vom Finanz⸗ 

minifter dag Staatshaushaltsgeſetz für 1865 vorgelegt. In 
demſelben ſchließen die Einnahmen und die Ausgaben mit 


der Summe von 150,714,031 Thaler ab, ſo daß gegen das 
für das Jahr 1864 vom Abgeordnetenhauſe mit etwa 134 Mill. 
Thaler Ausgaben genehmigte Budget eine Mehrausgabe von 
16 Mill. verlangt wird. Der Entwurf wurde der Budget⸗ 
kommiſſion zur Vorberathung übergeben. Es werden darauf 
noch mehrere Eiſenbahnvorlagen, ein Geſetzentwurf über die 
Gerichtsbarkeit der Konfuln und eine Vorlage betreffend die 
extraordinären Flaggengelder aus der Zeit der Blokade ein⸗ 
gebracht. Zum © ing werden einige Neuwahlen von der 

ammer als gültig anerkannt. Die ultramontane Fraktion 
hat den Entwurf einer an den König zu erlaſſenden Adreſſe 
eingebracht. Der Abgeordnete Kerſt hat einen An⸗ 
trag auf Aufhebung des Salzmonopols eingebracht. 

Ju Hagen iſt an Stelle des Rechtsanwalts Gerſtein, 
welcher ſein Mandat als Abgeordneter niedergelegt hatte, Herr 
Peter Harkort, eine Neffe und Geſinnungsgenoſſe des be⸗ 
kannten Abgeordneten Harkort, gewählt worden. 

Die in Rothenburg zu Stadtverordneten gewählten 
Herren Rechtsanwalt Niedt und Kreisgerichts⸗Kanzleidirektor 
Ebel, haben die Erlaubniß zur Annahme der Wahl vom 
Appellationsgericht zu Glogau nicht erhalten. Die Regierun, 
zu Gumbinnen hat die auf dem Kreistage zu Angerburg voll» 
zogene Wahl des Rittergutsbeſitzers Contag zum Kreisdepu- 
dirten nicht beſtätigt. Der in Körlin zum Rathsmann wie⸗ 
dergewählte Gaſthofsbeſitzer Gehrke iſt von der Regierung 
nicht beſtätigt worden. Derſelbe iſt von den Stadtverord⸗ 
neten bei feinem Ausſcheiden nicht wiedergewählt worden, weil 
man ihn für feudal geſinnt hielt. Erſt nachdem zwei Wahlen 
nicht beſtätigt wurden, hat man ſich entſchloſſen, ihn zu wäh⸗ 
len, und rechnete beſtimmt auf ſeine Beſtätigung. Die Wahl 
des Herren Haker zum Aſſeſſor des See⸗ und Handelsgerichts 
in Stettin iſt vom Juſtizminiſter nicht beſtätigt worden. 


Die Verwandtſchaft des Aberglaubens mit dem 
Unglauben. 

Ludwig XIV. von Frankreich, welcher ſich in feiner Jugend⸗ 
eit wenig um die Religion gekümmert hatte, wurde, als das 
Atrer chi- vegane, ich ferner bie väſter ſeiner Jugend 
9 treiben, ein frommer und namentlich ſehr ſtrenggläubiger 

ann. Seitdem er ſich bekehrt hatte, verlangte er, daß alle 
eine Unterthanen dieſem Beiſpiel folgen und das glauben 
ollten, worin er Troft für feine Gewiſſensbiſſe fand. Das 

ort Jeſu Chriſti: „in meines Vaters Hauſe ſind viele 
Wohnungen“, war für ihn nicht geſprochen. Wider Fu 
und Recht hob er das von ſeinem Großvater Heinrich IV. 
zum Schutz der Proteſtanten erlaſſene Edikt von Nantes 
auf und verfolgte dieſe damals in Frankreich Hugenotten ge⸗ 
nannte Religionsgenoſſenſchaft auf das Grauſamſte. Tauſende 
und aber Tauſende derſelben gaben lieber ihr Vaterland als 
ihren Glauben auf und wanderten in das Ausland. Als 
dieſe Auswanderung aber überhand nahm, wurde ſie verboten, 
die Grenzen bewacht, und diejenigen, welche a Flucht 
ertappt wurden, zur Galeerenſtrafe verurtheilt. Die Zurück⸗ 
bleibenden ließ der König durch militäriſche Exekutionen auf 
das Furchtbarſte quälen und mit Gewalt in die katholiſchen 
Kirchen treiben. 

Durch dieſe furchtbaren Gewaltthaten wurden die Be⸗ 
wohner des Cevennengebirges, welche alle Hugenotten waren, 
in ihrer Verzweiflung zum Aufſtande getrieben. Nun begann 
wider ſie einer der e Vertilgungskriege, welche die 
Erde geſehen. Die Bewohner der Cevennen, welche Cami⸗ 
ſarden genannt wurden, waren indeß tapfere Männer. Eine 
Armee von 20,000 Mann, unter Führung des Marſchalls 
Montreval, welche der König gegen ſie ausſandte, wurde, 
obſchon 40,000 der Aufſtändiſchen gerädert, verbrannt und 


gehangen worden waren, überall geſchlagen. Der König rief 
Montreval ab und ſandte ſeinen erfahrenſten Marſchall, den 
mildgeſinnten Villars mit großen Verſtärkungen dahin. 
Dieſem gelang es, den fähigſten Anführer der Camiſarden, 
Namens Cavalier, dem Aufſtande abtrünnig zu machen, indem 
er ihm und ſeinen Glaubensgenoſſen freie Religionsübung 
unter gewiſſen Beſchränkungen und ihm außerdem ein Re⸗ 
giment im 1 Sold verſprach. Nach und nach unter- 
warfen ſich auch noch andere Anführer. Che jedoch Villars 
den Aufſtand völlig beruhigt hatte, wurde er in Folge der 
Intriguen der Jeſuiten, denen er zu milde war, abberufen 
und durch den Marſchall Berwick erſetzt. Dieſer überfiel die 
in der Stadt Montpellier verſammelten Anführer der Cami⸗ 
ſarden, die dort zuſammengekommen waren, weil ihnen 

illars Sicherheitskarten ertheilt hatte, ließ fie verbrennen und 
rädern, und verwüſtete das ganze Land auf das Grauſamſte. 
Zwar 15 ſich die Aufſtändiſchen in großer Begeiſterung; 
vn Führer beraubt, wurden fie aber geschlagen und ſtarben 
theils mit den Waffen in der Hand, theils wanderten ſie 
aus. Ein kleiner Theil unterwarf ſich. So endete der Auf- 
ſtand mit der Verwüſtung einer ganzen Provinz und der 
DLR oder Vertreibung des größten Theils ihrer Be⸗ 
wohner. 

Nicht weniger verhaßt als die Proteſtanten waren 
Ludwig XIV. die nicht ganz in ſeinem Sinn denkenden 
Katholiken. Namentlich gegen die e des Profeſſor 
Janſen von Löwen, der die Lehre des Kirchenvaters Auguſti⸗ 
nus wieder herſtellen wollte, war er ſehr erbittert. Dieſe 
wurden Janſeniſten genannt und damals in Frankreich faſt 
ebenſo grauſam verfolgt, wie die Hugenotten. 

erkwürdig 15 es, daß der König den Unglauben viel 
weniger ban K and. Hierfür haben wir in dem Werke des 
Dr. Wilhelm Krohn: „Die letzten Lebensjahre Ludwig XIV.“, 
einen recht ſchlagenden Beweis durch zwei dort mitgetheilte 
Unterredungen 1 

Einſt ante Ludwig feinen Bruder, den Herzog von 
Orleans, was deſſen Sohn, der Herzog von Chartres, für 
religiöſe Grundſätze hätte. „Der beſitzt,“ antwortete der 
Put „die Grundſätze ſeines e wenn dieſer über⸗ 
aupt Grundſätze hat. Daß er kein Janſeniſt oder Huge⸗ 
notte iſt, das weiß ich, aber es ſcheint mir leider, als glaubte 
er weder an Gott noch an den Teufel.“ „Nun dann“, 
meinte der König, „mag er euren Sohn auch ferner erziehen.“ 

Dieſer Erzie her war der ſpätere, ſeiner Sittenloſigkeit halber 
ſo berüchtigte, Kardinal Dubois. Als der Bruder des Königs 
geſtorben und fein Sohn deſſen Titel geerbt, wollte der nun 
mehrige Herzog von Orleans einmal nach Spanien reiſen. 
Der König fragte ihn nach ſeiner Begleitung. Der Prinz 
nannte ſie, unter andern auch Fontpertuis. Bei dieſem 
Namen ſtutzte Ludwig VIX. „Wie“, ſagte er mit ſtrenger 
Miene, „wie mein Neveu, Fontpertuis? Fontpertuis, der 
Sohn jener Janſeniſtin, jener Närrin, die Herrn Arnauld, 
(dem Hauptvertreter der e überall hin nach⸗ 
gelaufen iſt.“ „Meiner Treu, Sire“, antwortete der Prinz, 
nich weiß in der That nicht, was die Mutter gethan hat, 
aber was den Sohn betrifft, der iſt weit entfernt, ein 
Janſeniſt zu fein. Ich ſtehe Ihnen dafür, daß er nicht ein- 
mal an Gott glaubt.“ „Wäre es möglich, mein Neven?“ 
fagte der König in beſänftigtem Tone, „wär es möglich?“ 
— „Nichts iſt gewiſſer, Sire; Sie dürfen fi ſicher 1 
1 — „Mun wenn das iſt, dann hat es nichts au 


ſich, 5 


ann mögen fie ihn immerhin mitnehmen.“ 


Sprechſaal. 

Wir erhalten folgende Zuſchrift, welche wir 
Kenntniß bringen, da wir, nach eingezo enen 
keinen Grund 
zweifeln. 


5 Öffentlichen 
undi 
haben, an der Richtigkeit der Thatſache zu 


Herr Redakteur! 


Sie haben des Hintritts des Abgeordneten Kreisgerichts⸗ 
direktor Leko 125 gedacht. See und Ihre Leſer wid 
„ folgende nähere Umftände über ihn zu er 
ahren. 
Im Jahre 1815 trat Calow als. 17jähriger Jünglin, 
freiwillig in die Armee und machte den Klen 19 5 Neun 
reich mit. Aus dem Felde zurückgekehrt, widmete er ſich ſeinen 
unterbrochenen Studien und trat nach Vollendung derſelben 
ein Richteramt an. In dieſem Berufe erwarb er ſich durch 
treuen Fleiß und Einſicht die 190 ſeiner Vorgeſetzten 
und durch freundliches Betragen die Liebe ſeiner Berufe 
enoſſen und aller Gerichtseingeſeſſenen, welche mit ihm in 
erül fliege kamen. 1 0 war er zum Gerichtsdirektor 
aufgeſtiegen und ſtand als ſolcher dem Kreisgericht zu Sorau 
vor. In dieſer Stellung erwarb er ſich die allgemeinſte 
Liebe und das Vertrauen feiner Mitbürger, fo daß fie ihn, 
als es Noth that feſte Männer in das Abgeordnetenhaus zu 
ſenden, zu ihrem Vertreter wählten. Auch dieſer neuen, 
heutzutage für die Anhänger unſerer Verfaſſung, zu denen 
er gehörte, ſo dornenvollen Aufgabe, widmete er ſich mit 
Eruſt und Gier uff 


e. 
wie diefes 


das Reſkript des Saftigminifters vor, in welchem ausdrücklich 


alow wegen unwü . 
tragens zur Strafe nach Gleiwitz berſetzt Fa e 


Abſchied zu fordern, weiß ich nichts. Vielleicht mochte er 
auch der 


nficht 9 daß ſein hohes Alter ihm nicht mehr 


t { Er war 
im Begriff nach Berlin zu reifen, als ihn der Tod mit 
ührte, in welcher 
olg, ſondern nach 


Alle die ihn gekannt, werden mit mir ihm nachrufen: 
Friede ſeiner Aſche und Ehre ſeinem Andenken! 
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